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Thilo Ramm

Die Praxis als Motivation des rechtwissenschaftlichen Studiums

1. Wer den Rechtswissenschaftler nach Sinn und Zweck des rechtswissen¬

schaftlichen Studiums fragt, wird als fast selbstverständlich scheinende Antwort

erhalten: die künftigen Richter, Rechtsanwälte, Staatsanwälte, Verwaltungs¬
beamte usw. auszubilden.

Allerdings bedarf diese Antwort einer Einschränkung: Die juristische Fakul¬

tät ist keine Fachhochschule, die ihre Absolventen derart ausbildet, daß sie sofort

ein amtsrichterliches Dezernat übernehmen können. Das Studium der Rechts¬

wissenschaft bildet vielmehr nur einen Teil der juristischen Gesamtausbildung.
Es wird nach seiner gesetzlich festgelegten Mindestdauer von 7 Semestern durch

das Erste juristische Staatsexamen, das Referendarexamen, abgeschlossen. Hier¬

auf folgt ein zweieinhalbjähriger Vorbereitungsdienst (Referendarzeit), dessen

einzelne Ausbildungsstationen, Gerichte, Staatsanwaltschaft, Verwaltungsbehör¬
de, Rechtsanwalt usw. ebenfalls vom Staate — in den Juristischen Ausbildungs¬
ordnungen der Länder — festgelegt'sind. Erst das den Vorbereitungsdienst ab¬

schließende Zweite juristische Staatsexamen, das Assessorexamen, befähigt da¬

zu, in den höheren Justiz- und Verwaltungsdienst einzutreten. Jene Zweiteilung
von Studium und Vorbereitungsdienst scheint — auf den ersten Blick gesehen —

eine Trennung zwischen Theorie und Praxis zu bedeuten.

Die Geschichte der juristischen Ausbildung spricht sogar für eine solche Auf¬

fassung. So geht die Trennung zwischen Studium und Vorbereitungsdienst in

Preußen, um nur dieses Land als Beispiel zu nehmen, auf den Beginn des 18.

Jahrhunderts zurück. In der „Allgemeinen Ordnung, betreffend die Verbesse¬

rung des Justizwesens" vom 21. 6. 1713 findet sich der Satz, von dem die ganze

spätere Entwicklung nicht abgewichen ist: „Männer, welche in der Theorie der

Jurisprudenz einen guten Grund gelegt, die applicationes iuris ad factum, praxim
et observantiam aber füglich anderswo nicht als in den Gerichten erlernen kön¬

nen, (sind) als auditores sine voto in die Justizkollegia zu setzen, damit sie sich

darin und hernach bei sich ereignender Vakanz zu der wirklichen Bedienung
praevia relatione pro statu gelangen mögen". Ungeachtet mannigfacher, das

Prinzip indessen nicht berührender Änderungen wurde diese Zweiteilung der

Ausbildung bis jetzt beibehalten. Sie zählt zu den Tabus, die die Diskussion um

die juristische Ausbildungsreform respektiert. Für diese Zweiteilung ist —- eben¬

falls traditionell — charakteristisch, daß die „Praxis" über die „Theorie" in der

Prüfung dominiert. Das Referendarexamen war und ist die Eingangsprüfung in

den Vorbereitungsdienst. Dies bedeutet, daß die Prüfung vom Staat und nicht

der Universität abgenommen wird. Prüfer sind stets Praktiker gewesen, erst in

jüngerer Zeit sind die Universitätslehrer an ihr mitbeteiligt worden. Auch dieser

Z. f. Päd., 8. Beiheft
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Umstand spielt für die juristische Ausbildung eine bedeutsame Rolle. Er ist der

Hauptgrund dafür, daß häufig in sehr weitgehendem Maße an die Stelle der

Universitätsausbildung die Ausbildung durch den Repetitor getreten ist, der den

Rechtskandidaten für das Examen „einpaukt".

2. Ungeachtet all dieser Umstände möchte ich jedoch nach wie vor an meinem

Ausgangssatz festhalten, daß das rechtswissenschaftliche Studium an der Praxis

orientiert ist. Und damit meine ich mehr als die Ausgestaltung des Referendar¬

examens oder auch die immer wieder zu beobachtenden Berufungen von Prakti¬

kern zu Rechtslehrern — sei es als Lehrstuhlinhaber oder als Lehrbeauftragte
oder Honorarprofessoren. Die Praxisorientierung des rechtswissenschaftlichen
Studiums ergibt sich aus dem Sinn und Zweck des Rechts. Der Jurist hat Ent¬

scheidungen zu treffen, er muß Konflikte lösen. Auf diese Funktion ist die

Rechtswissenschaft, wenn von Einzeldisziplinen wie der Rechtsgeschichte und

Rechtsphilosophie abgesehen wird, ausgerichtet. Sie schlägt die Brücke von der

Rechtsnorm als der abstrakten Regelung für eine Vielzahl gleichgelagerter Fälle

zu der Einzelfallentscheidung, indem sie die Anwendung der Norm auf den

Einzelfall und die Auslegung des Gesetzes lehrt.

3. Formal betrachtet, gliedert sich das rechtswissenschaftliche Studium in Vor¬

lesungen, Übungen und die ausschließlich der Forschung vorbehaltenen Seminare,

für die, im Gegensatz zu den Vorlesungen und Übungen, kein durch die Prü¬

fungsordnung überwachter Teilnahmezwang besteht. Vorlesung und Übung
unterscheiden sich traditionell durch ihren verschiedenen Zweck:

a) In der Vorlesung wird ein bestimmtes Rechtsgebiet systematisch dargestellt,
das Schuldrecht, Sachenrecht, Arbeitsrecht, Strafrecht oder Verwaltungsrecht. Die¬

se Darstellungsweise geht auf die Vorstellung zurück, das betreffende Rechts¬

gebiet sei einheitlich geordnet und könne daher als logisch geschlossenes System

gelehrt werden. Der Einzelfall hat in dieser traditionellen Vorlesung nur exem¬

plarischen Wert. Er dient zur Illustrierung der abstrakten Deduktionen und ist

nur eine Konzession an das mangelnde Verständnis der Hörer.

b) Den umgekehrten Weg schlägt die Übung ein. Ihr wird in der Form der

mündlichen Fallbesprechung oder der schriftlichen Fallbearbeitung der Einzelfall

zugrundegelegt. Der Dozent gibt ein tatsächliches Geschehen wieder und fragt
die Übungsteilnehmer, wie sie diesen Sachverhalt rechtlich beurteilen würden.

Um hierfür zwei Beispiele zu geben: Die Eltern eines Mädchens wissen, daß

diese mit ihrem Verlobten geschlechtlich verkehrt — und zwar in ihrem Zimmer

in der elterlichen Wohnung. Frage: Ist dies Kuppelei? Oder: Eine Frau sieht im

Schaufenster eines Geschäftes ein Kleid ihrer Größe zum Preise von DM 60 aus¬

gezeichnet. Sie geht in das Geschäft, legt den Preis auf den Ladentisch und ver¬

langt das Kleid. Frage: Muß der Ladeninhaber es ihr geben, juristisch ausge¬

drückt, ist ein Kaufvertrag geschlossen oder nicht?

Die Fälle können Schulfälle sein — oftmals ehrwürdigsten Alters. So bringen
sie seit Jahrzehnten in den Lehrbüchern des Allgemeinen Teils des Bürgerlichen
Gesetzbuchs die lebensnahe Geschichte eines Mannes, der sein Pferd Pluto
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verkaufen will, statt aber diesen Namen zu nennen, nur von dem im Stalle be¬

findlichen Pferd spricht — und dies ist nicht Pluto, wie er annimmt, sondern

Karo. Mehr und mehr sind aber die in den Übungen behandelten Fälle der

Praxis entnommen. Sie entstammen Urteilen, so daß sich die rechtswissenschaft¬

liche Ausbildung in doppelter Weise mit der Praxis berührt: Der Student wird

durch die Konfrontierung mit dem Fall in eine der Praxis angenäherte Ent¬

scheidungssituation versetzt, und die Diskussion über die richtige Fallösung ist

mais ergangenen Urteil.

Die Übung nähert sich indessen nur der Praxis, sie ist hingegen nicht mit ihr

identisch. Der Unterschied zwischen ihr und der Praxis liegt darin, daß der

Dozent den fertigen Fall liefert. An dem von ihm mitgeteilten Sachverhalt ist

nichts zu drehen und zu deuteln. Er steht fest und entspricht insofern dem

Prozeßstadium nach abgeschlossener richterlicher Beweisaufnahme — wobei frei¬

lich deren Ergebnis noch gefiltert und konzentriert gebracht wird. Der Student

wird also nur in der Rechtsanwendung geschult, nicht aber in der Ermittlung
der Tatsachen. Und dies ist gerade die Aufgabe, die in der Praxis die größten

Schwierigkeiten bereitet. Für sie ist der Vorbereitungsdienst zuständig, der aber

hierfür unzureichend ist. In ihm wird der Referendar einem Ausbilder zuge¬

teilt, dem er — nach dem Vorbild des handwerklichen Meister-Lehrlingsverhält¬
nisses des Mittelalters — abschaut, wie man es' dann praktisch macht. Die Hilfe¬

stellungen für die Tatsachenermittlung, wie sie etwa die moderne Psychologie
bei der Würdigung von Zeugenaussagen offeriert, bleiben bei diesem System

unbeachtet und ungenutzt. Es ist zudem eine Ausbildung, in der das Zweck¬

mäßigkeitsdenken und, leider nur allzu oft, auch eine traditionelle Aversion

gegen die Universität dazu führen, daß dem Referendar die Fähigkeit zum kriti¬

schen Denken aberzogen wird, die ihm der Universitätslehrer beizubringen

suchte. Die höchstrichterliche Entscheidung wird zum allein gültigen Maßstab.

4. Die Rechtsentwicklung im 20. Jahrhundert hat das rechtswissenschaftliche

Studium noch enger an der Praxis orientiert. Die Vorlesung klassischen Stils

ist, wie vor allem die heutige Diskussion um die juristische Studienreform

zeigt, in eine Krise geraten. Ihre geistige Voraussetzung ist im Schwinden be¬

griffen oder gar entfallen. Nachdem in den letzten 50 Jahren der deutschen

Rechtsentwicklung vier revolutionäre Brüche erfolgt sind: durch die Weimarer

Republik, durch den Nationalsozialismus, durch die Besatzungsherrschaft und

schließlich durch die Neugestaltung des Rechtes in den zwei deutschen Teil¬

staaten, deren Juristen freilich jeweils die andere Ordnung mehr oder weniger

ignorieren, ist der überkommene Wissenschaftspositivismus geistig am Ende.

Die Wissenschaft sieht sich ihrem Selbstverständnis nach in einer Übergangs¬

periode und sucht eine neue Orientierung an den höchstrichterlichen Entschei¬

dungen. An die Stelle des Gesetzpositivismus tritt der Rechtsprechungspositivis¬

mus. Wiethölter hat das Fazit gezogen: „Wir haben kein Rechtssystem mehr".

Die Entscheidungen werden teils in die systematische Vorlesung eingebaut,

teils verdrängen sie diese überhaupt. Als charakteristisches Beispiel hierfür ist

etwa der Vorschlag in den Münchener Studienreformbeschlüssen anzuführen,
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die Vorlesung über die Grundrechte auf die Behandlung eines einzigen Frei¬

heitsrechtes und des Gleichheitsgrundsatzes zu beschränken. Diesen seltsamen

Radikalismus, der perfekte hochspezialisierte Literatur- und Rechtsprechungs¬
erörterung mit der Amputationsmethode des Verzichts auf jede Gesamtorientie¬

rung verbindet, kann sicherlich nicht mit dem berechtigten Streben nach Stoffent¬

lastung erklärt werden. Das wäre allzu einfach und vordergründig. Hier wird

ganz eindeutig die wissenschaftliche Unfähigkeit eingestanden, aus der Fülle der

Kasuistik ein neues System zu bilden. Und so verstanden möchte ich auch

Wiethölters Nachfolgesatz billigen: „Wir haben noch keine Rechtswissenschaft".

In ihm liegt die simple Erklärung für die Überbewertung der Praxis im juristi¬
schen Studium.

Keine noch so berechtigte Kritik an diesem Zustand kommt freilich an dem

Eingeständnis vorbei, daß eine große Anzahl von Gesetzen schlechthin anti¬

quiert ist und daß eine kontinuierliche Rechtsentwicklung aufgrund jener schon

erwähnten revolutionären Zäsuren nicht erfolgt ist. Dies mag am Beispiel des

Privatrechts gezeigt werden. Schon 1896, als das BGB verkündet wurde, ent¬

sprach es nicht der Wirklichkeit der Industriegesellschaft. Es war antiquiert und

ist in den über 70 Jahren danach auch nicht gerade moderner geworden. Daher

wird die Loslösung vom Gesetz weitgehend verständlich, und die Richter der

höchsten Gerichte in den Großen Senaten, denen das Gesetz ausdrücklich die

Aufgabe der Rechtsfortbildung zuweist, scheinen zu seinem Erben berufen. Nur

so — zugleich in einer Zusammenarbeit von Gerichten und Wissenschaft —

scheint es möglich zu sein, die Berechenbarkeit des Rechts —, welche richterliche

Entscheidung bei einem gegebenen Sachverhalt zu erwarten ist — noch einiger¬

maßen, zwar nicht mehr für die Allgemeinheit, aber doch für den Juristenstand

zu wahren. Doch auch diese Hoffnung trügt. Der Einzelfall und mit ihm auch die

höchstrichterliche Entscheidung erweist sich als zu schmale Basis. Es fehlt der

richterlichen Rechtsfindung eine dem Gesetzgebungsverfahren vergleichbare Kon¬

trolle. Und endlich haben die Erfahrungen des Kaiserreichs, der Weimarer Re¬

publik und des Nationalsozialismus gezeigt, in welchem Ausmaße die richter¬

lichen Entscheidungen von der Zugehörigkeit der Richter zu einer Gruppe, von

deren Wertungen und vorgefaßten Meinungen abhängig sind. Dringt die Rechts¬

wissenschaft zu dieser Perspektive vor, respektiert ¦

sie nicht das Beratungsge¬
heimnis bei der Urteilsfindung, sondern sieht sie auch das Urteil als Kompromiß
an (was mit der Zulassung der dissenting vote unvermeidlich ist) — mit einem

Wort, geht die Rechtswissenschaft zur Justizkritik über, dann verliert sie jeden¬
falls die naive Praxisorientierung und wird selbst dazu gezwungen, sich voll mit

der Rechtswirklichkeit zu befassen und die Rechtspolitik in ihren Zuständigkeits¬
bereich einzubeziehen.

5. Bisher hat sich allerdings die Rechtswissenschaft trotz einiger Ansätze im

Kaiserreich und in der Weimarer Republik gescheut, in den sozialwissenschaft¬

lichen Bereich vorzustoßen. Die heutige Universitätsausbildung ist in diesem

Punkte außerordentlich mangelhaft. Sie ist allzusehr an der Norm orientiert,

die, wie bereits gesagt, schon durch den Zeitablauf allein fragwürdig geworden
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ist. Es fehlt die Einbeziehung der Reditswirklichkeit, die erst das Verständnis der

Norm erleichtert. Der Arbeitsrechtler wird nicht in der Betriebswirtschaft, in der

Volkswirtschaft, in der Soziologie ausgebildet. Entsprechendes gilt für den Wirt¬

schaftsrechtler. Familienrecht und Familiensoziologie sind nach wie vor vonein¬

ander getrennt. Im Prozeßrecht wird nicht die forensische Psychologie gelehrt.
Ein erster Einbruch ist lediglich mit der Kriminologie erfolgt, die an vielen, in¬

dessen keineswegs an allen Rechtsfakultäten gelehrt wird. Nach wie vor sind

wir noch weit davon entfernt, dem künftigen Strafjuristen die notwendige solide

kriminalistische Ausbildung zu bieten.

Hier liegt ein weites Feld für eine stärkere Einbeziehung der Praxis, für ihre

Kritik und für ihre Gestaltung.

6. Doch mir scheint gegenüber solcher Zukunftsaufgabe, zu der auch die

Nutzung der durch die fortschreitende Technisierung gebotenen neuen Mittel,

wie etwa der Kybernetik, für die Ausbildung gehört, darf nicht übersehen wer¬

den, daß der Kontakt zur Praxis während des Studiums auch mit Hilfe traditio¬

neller Mittel verbessert werden kann.

Bereits früher habe ich schon darauf hingewiesen, daß die bisherige Juristen¬

ausbildung Lücken aufweist, und als Beispiel die forensische Psychologie ange¬

führt. Das Fehlen rhetorischer Schulung und — als Pendant — der „Technik der

Schriftsatzanfertigung" wäre weiterhin noch zu erwähnen. Die Universität sollte

nicht wie bisher von sich weisen, die Tatsachenerforschung und die Prozeßfüh¬

rungstechnik zu lehren. Sie kann dies um so weniger, als Justiz und Verwaltung

insoweit bei der Gestaltung des Vorbereitungsdienstes versagt haben.

Noch weitere Schritte der Universität zur Praxis hin könnten den jungen Juri¬

sten besser auf seine künftige Entscheidungsfunktion vorbereiten. Hierzu ge¬

hört der Besuch von Strafverhandlungen während des Studiums, der planmäßig

durch die Vorbesprechung des Prozeßstoffes vorzubereiten ist, und dem eine

Diskussion über die Probleme der materiell-rechtlichen Beurteilung, der Straf¬

zumessung und der Prozeßführung zu folgen hat. Entsprechendes wäre auch für

die anderen Gerichtszweige durchzuführen, mit der Ausnahme des Zivilverfah¬

rens, das als de facto schriftliches Verfahren hierfür ungeeignet ist. In diesem

Fall wäre eine Sonderform des Prozeßlernens zu entwickeln, die zusätzlich auch

für die anderen Gerichtszweige von Bedeutung sein könnte: Ein Prozeß wäre

schulmäßig aufzubauen und durchzuspielen. Bereits abgewickelte Prozesse müß¬

ten nachgespielt werden. Dabei wären Fehler zu erörtern und andere Möglich¬

keiten der Prozeßführung — von der Sicht aller Beteiligten, der Anwälte wie der

Richter — zu diskutieren.

Doch sollte über dieser Beziehung zur Fallentscheidung auch nicht die Norm¬

orientierung des Juristen außer acht gelassen werden. Das Gesetzesverständnis,

die Kunst der Gesetzesauslegung, die für den Studierenden der Rechtswissen¬

schaft unerläßlich sind, können sicherlich dadurch verbessert werden, daß wäh¬

rend der juristischen Ausbildung die Gesetzgebungstechnik gelehrt wird. Wer

vor die Aufgabe gestellt wird, selbst ein Gesetz zu entwerfen, ist besser dazu in
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der Lage, das Gesetz anzuwenden. Und stehen wir nicht in einer Zeit des Um¬

bruchs der Gesellschaftsordnung, in der wir die Gesetzgebungskunst beherr¬

schen müssen — besser beherrschen müssen als unsere Vorfahren? Ein Blick auf

die umfänglichen Gesetzblätter von Bund -und Ländern überzeugt jedenfalls von

der praktischen Notwendigkeit.

7. Bei allen diesen Erweiterungen der bisherigen Universitätsbildung sollten

auch Praktiker hinzugezogen werden: Richter, Verwaltungsbeamte, Ministerial-

beamte. Mir schiene es gerade der große Vorteil einer solchen Entwicklung zu

sein, damit die Universität auch stärker personell zur Praxis zu öffnen. Weiter¬

hin setzte die erweiterte Universitätsausbildung voraus, daß die Didaktik der

Rechtswissenschaft ausgebildet würde, die jetzt noch ganz und gar in den Kin¬

derschuhen steckt.

Doch sollte die Praxis nicht nur in jenen Annäherungsformen in das Rechts¬

studium eingeführt werden. Ihnen fehlt die letzte Verbindlichkeit der juristi¬
schen Tätigkeit, die wirkliche Entscheidung. Auch dieser Schritt läßt sich voll¬

ziehen: Warum sollte nicht, wie dies schon früher vorgeschlagen wurde, der

Rechtsstudent in den letzten Semestern selbständig ein Armenrechtsgesuch be¬

arbeiten dürfen? Warum sollte er nicht zu Pflichtverteidigungen herangezogen
werden? Gegenüber den bisherigen Versuchen in der Studienzeit, mittels Prakti¬

ka nur einen unvollkommenen Anschauungsunterricht von der Praxis zu ver¬

mitteln, schiene es mir wichtiger zu sein, den jungen Juristen stufenweise unter

Berücksichtigung seines Wissensgrades zur selbstverantwortlichen Tätigkeit zu

führen. Doch sollte dies nicht in der bisherigen starren Trennung von Studium

und Vorbereitungsdienst, sondern in einem Wechsel von Theorie und Praxis

geschehen, so daß die praktische Tätigkeit ein vertieftes Eindringen in die Theo¬

rie ermöglichte. Ein solches Wechselspiel, das zu einem gegenseitigen Durchdrin¬

gen von Theorie und Praxis führte und für beide fruchtbringend wäre, bedeu¬

tete konkret, daß ein Studium neuen Stils mit einem Vorbereitungsdienst neuer

Prägung verschmolzen würde.

8. Mit dieser letzten Forderung, eine Synthese zwischen Studium und Vorbe¬

reitungsdienst zu schaffen und, in gemeinsamer Verantwortung von Universi¬

tätslehrern und Praktikern, eine einheitliche juristische Ausbildung durchzufüh¬

ren, rühre ich allerdings an bisher respektierte Grundpositionen. Und ich bin

mir bewußt, von Freunden als hoffnungslos unrealistisch und von allen anderen

als Bilderstürmer abgetan zu werden. Erlauben Sie mir dennoch, meine Ketze¬

rei, eine durch zweihundertfünfzig Jahre gefestigte Tradition in Frage zu

stellen, in einigen Sätzen zu rechtfertigen.

Die Trennung von Theorie und Praxis, die der noch heute geltenden Zweitei¬

lung von Studium und Vorbereitungsdienst zugrundeliegt, war so lange gerecht¬

fertigt, als sich die Rechtswissenschaft primär, wie im 18. Jahrhundert, als Na¬

turrecht oder, wie im 19. Jahrhundert, als historische Rechtswissenschaft ver¬

stand und in jedem Falle das geltende Recht nur am Rande behandelte. Die

Vernachlässigung des Preußischen Allgemeinen Landrechts etwa im Rechtsun-
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terricht war allerdings auch ein Pohtikum. Es war die Abkehr von einem ver¬

alteten Gesetz — gerade der Rückgriff auf das römische Recht, jene nur scheinbar

unpolitische Beschäftigung mit einem vergangenen Recht, war de facto die

Durchsetzung eines der damaligen Zeit entsprechenden Privatrechts, eines libe¬

ralen Privatrechts.

Die Juristenausbildung muß auch in der politischen Perspektive, in der Aus¬

einandersetzung des Liberalismus oder des Bürgertums, das im wesentlichen die

Richter stellte, mit dem feudalistisch-absolutistischen Staate gesehen werden.

Die Zweiteilung der Ausbildung mit ihrem Vorrang der Praxis bedeutete die

Kontrolle durch den Staat. Und sie war für ihn um so wichtiger, je mehr sich mit

der Unabhängigkeit des Richters eine neue von der Monarchie unabhängige und

von ihr argwöhnisch betrachtete Gegengewalt konstituierte.

Ich meine, es hat sich inzwischen doch einiges geändert. Die Rechtsfakultäten

haben eine andere Einstellung gegenüber dem geltenden Recht. Ihr Lehrbetrieb

ist mit der Einführung der Übung seit Ende des 19. Jahrhunderts moderner

geworden. Andererseits hat auch der Vorbereitungsdienst sich gewandelt. Er hat

seine Struktur insoweit verändert, als das Prinzip der Individualausbildung bei

Richter, Staatsanwalt, Rechtsanwalt, Verwaltungsbeamten durch die Arbeits¬

gemeinschaft für Referendare ergänzt worden ist (in Preußen seit 1912) und die¬

se nunmehr zusehends Bedeutung gewinnt. Und worin unterscheidet sich diese

Arbeitsgemeinschaft formal von der Universitätsübung außer durch den Teil¬

nahmezwang? Hat sich, um den wichtigsten Punkt zu berühren, nicht seit 1945

auch einiges in der Struktur des Staates und der Universität geändert? Es besteht

kein Grund mehr zum gegenseitigen Mißtrauen, wenn sie beide als ihren Grund

den freiheitlichen demokratischen Sozialstaat ansehen. In dem politischen Aus¬

bildungsziel des Juristen, diesen Staat zu erhalten und ihn stets aufs Neue zu

verwirklichen, stimmen beide überein. Was fehlt, ist der Mut, die Konsequenz
zu ziehen und an die Stelle von Reförmchen die große Ausbildungsreform treten

zu lassen, die in kürzerer Zeit ein Mehr an Theorie und an Praxis bietet und

den Juristen heranbildet, der allein die Zukunft meistert: den begrifflich sauber

und klar argumentierenden, mit der gesellschaftlichen Fragestellung vertrauten,

politisch verantwortungsvollen Juristen.


